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Stellungnahme zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Güterkraft-
verkehrsgesetzes und des Personenbeförderungsgesetzes (Drs. 21/1498)  

Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV), Branchenverband des Öffentlichen Personen- und 
Schienengüterverkehrs mit rund 700 Mitgliedsunternehmen und ihren rund 450 000 Beschäftigten, be-
grüßt die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, eine möglichst schlanke und auf die zwingenden Vorgaben der 
EU-Harmonisierungsrechtsakte (VO [EG] Nr. 1071/2009) beschränkte Regelung zu treffen. 
 
Nach Prüfung des Entwurfs ergeben sich allerdings Anhaltspunkte dafür, dass insbesondere Personen-
kraftverkehrsunternehmern über die Vorgaben des Unionsrechts hinausgehende, nicht notwendige büro-
kratische Lasten aufgebürdet werden. Dies bitten wir im weiteren Fortgang der Beratungen zu berück-
sichtigen. Im Einzelnen nehmen wir dabei auf den folgenden Punkt Bezug: 

Art. 1 Nr. 19 Buchstabe c) (§ 15 Abs. 2 GüKG-E): Mit dieser Regelung soll die Ermächtigungsgrundlage für 
eine neue unmittelbare Melde- und Informationspflicht der Verkehrsunternehmer in der VUDat-DV ge-
schaffen werden. In der Zusammenschau mit dem gleichzeitig im Verfahren befindlichen Entwurf der 
Verordnung zur Änderung der Verkehrsunternehmensdatei-Durchführungsverordnung (BR-Drs. 472/25 
- VUDat-DV) zeigt sich, dass die neuen Melde- und Informationspflichten (dort Art. 1 Nr. 3 (§ 4 Abs. 3 
NEU VUDat-DV) die Verkehrsunternehmer zusätzlich erheblich belastet, ohne dass dies nötig wäre.  

Der Verordnungsentwurf beziffert den jährlichen bürokratischen Mehraufwand für die Verkehrsunter-
nehmen mit rund 1.450.000 EUR/a (Laut Stellungnahme des NKR sind es sogar 1.500.000 EUR/a). Die 
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 fordert hingegen gerade nicht die Meldung durch die Verkehrsunterneh-
mer selbst. Somit handelt es sich nicht nur um eine 1:1 Durchführung von Unionsrecht. 

Milderes Mittel wäre, einen automatisierten Datenabgleich mit dem zentralen Fahrzeugregister beim KBA 
(für die amtlichen Kennzeichen der Fahrzeuge des Unternehmers bzw. seiner Subunternehmer nach § 4 
Abs. 3 Nr. 1 VUDat-DV-E) sowie mit Daten der Sozialversicherung einschließlich Sofortmeldungen (für 
die Anzahl der beschäftigten Personen, § 4 Abs. 3 Nr. 3 VUDat-DV-E) zu ermöglichen, anstatt die Ver-
kehrsunternehmer mit unnötigen bürokratischen Pflichten zu belasten. Dass dies auch möglich ist, zeigt 
Art. 12 Nr. 3 des Entwurfs eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbe-
kämpfung (BT-Drs. 21/1930). 

Dieselben genannten Bedenken zum Entwurf der VUDat-DV-Änderungsverordnung gelten für die ge-
plante Ermächtigungsgrundlage in § 15 Abs. 2 GüKG-E. Die Ermöglichung einer direkten Verpflichtung 
der Verkehrsunternehmer zur Meldung der in der VUDat-DV vorgesehenen Daten geht über das EU-Recht 
hinaus. Daher sind die Erfüllungsaufwände und die „one-in-one-out“ Regel hier zu berücksichtigen.  

Daher wird angeregt, die vorgeschlagene Ermächtigungsgrundlage so zu ändern, dass sie anstatt der Ver-
pflichtung der Verkehrsunternehmer den oben genannten automatischen Datenaustausch mit KBA bzw. 
Datenstelle der Rentenversicherung (vgl. dazu auch Art. 12 Nr. 3 des Entwurfs eines Gesetzes zur Moder-
nisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung [BT-Drs. 21/1930]) ermöglicht. 
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